
wie sie mein Vorgänger mit dem
Bundesinnenministerium erar-
beitete, macht man nicht jedes
Jahr. Das heißt, es gibt Phasen, in
denen eine größere Reform an-
steht und es gibt Phasen, in de-
nen es um Kontinuität geht und
wo es gilt, Fehlentwicklungen zu
verhindern. In eine solche Phase
fällt meine Amtszeit. Deswegen
verteidige ich nicht ein verstaub-
tes Berufsbeamtentum, sondern
stehe für eine sachgerechte Wei-
terentwicklung der hergebrach-
ten Grundsätze, wie sie das
Grundgesetz seit der Föderalis-
musreform vorsieht.

Nachbarstaaten haben vorge-

macht, dass man ein Gemeinwesen

auch effektiv verwalten kann,

wenn man auf Grundsätze wie Le-

benszeitprinzip und Streikverbot

verzichtet. Ist das nicht Beleg ge-

nug, dass es auch anders geht?

Es stimmt: Der Beamtenstatus ist
in Europa eher singulär gewor-
den. Die Niederlande, Öster-
reich, die Schweiz und Luxem-
burg haben das Beamtenrecht
ganz oder teilweise abgeschafft
oder in andere Rechtsqualitäten
überführt, die mit unseren nicht
mehr vergleichbar sind. Ich bin
jedoch der Ansicht, dass wir
Deutschen sowohl aus struktu-
rellen als auch aus finanziellen
Gründen gut beraten sind, am
jetzigen System festzuhalten.

Die neue, grün-schwarze Landesre-

gierung will die Absenkung der Ein-

gangsbesoldung bis 2022 wieder

rückgängig machen. Begrüßen Sie

diesen Schritt?

Wir begrüßen, dass die Landes-
regierung die Absenkung der
Eingangsbesoldung rückgängig
machen will. Wir fordern sie je-
doch auf, damit nicht bis 2022 –
also bis zur nächsten Legislatur-
periode – zu warten. Eine solche
Maßnahme ist schon 2016 oder
2017 möglich und sinnvoll.

Das Gespräch führte

Michael Schwarz

kommen, daran hat man sich schon

gewöhnt“, sagte Jochen Müller, Vor-

sitzender des Verbands der Verwal-

tungsbeamten. Muss man als Beam-

ter hart im Nehmen sein?

Man muss immer hart im Nehmen
sein. Das gilt auch in der gewerk-
schaftlichen Arbeit sowohl gegen-
über der Politik als auch gegen-
über der Justiz. Wir haben so man-
ches Mal ein Urteil vor die Nase be-
kommen, von dem wir nicht be-
geistert waren. Das gehört zum
Geschäft. Da muss man seine Stra-
tegie entsprechend anpassen.

Ihr Vorgänger Peter Heesen zeigte sich

für weitgehende Veränderungen

beim Beamtenrecht offen. Warum

treten Sie als Hüter eines Berufsbeam-

tentums auf, das in seinen Grundla-

gen noch aus Kaisers Zeiten stammt?

Den Widerspruch sehe ich nicht.
Eine große Dienstrechtsreform,

Wir müssen die Politiker überzeu-
gen, wie wichtig es ist, den öffent-
lichen Dienst und damit auch sei-
ne beiden Statusgruppen funkti-
onsfähig und attraktiv zu halten,
das ist unsere Kernaufgabe. Und

da sind wir auch erfolgreich. Tarif-
beschäftigte können streiken, Be-
amte müssen Überzeugungsarbeit
leisten.

„Dass wir immer etwas weniger be-

ben her. Die öffentliche Hand ist
auch ein attraktiver Arbeitgeber,
was die Verlässlichkeit der Arbeits-
bedingungen angeht. Dass die fi-
nanzielle Konkurrenzfähigkeit mit
der Privatwirtschaft nicht immer
gegeben ist, ist ein Defizit, an dem
wir arbeiten müssen. Es kommt
jungen Leuten nicht nur auf ein
hohes Gehalt an. Sie wollen auch
ein vernünftiges Arbeitsumfeld
haben und die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Das kann weni-
ger attraktive finanzielle Konditio-
nen ausgleichen.

Viele Länder, darunter Baden-Würt-

temberg, sparen an ihren Beamten.

Wie wollen Sie diese Entwicklung auf-

halten, wenn Sie auf ein Streikrecht

für Beamte verzichten?

Um Einfluss zu nehmen auf die Po-
litik, muss man nicht zwingend ei-
nen Arbeitskampf organisieren.

Prominenter Besuch aus Berlin: Der
Vorsitzende des Deutschen Beam-
tenbunds, Klaus Dauderstädt,
machte am Montag allein durch sei-
ne Anwesenheit deutlich, wie wich-
tig ihm die Verwaltungsbeamten aus
Baden-Württemberg sind. Bei ihrer
Vertreterversammlung in Stuttgart
(siehe rechts) äußerte er grundsätz-
liche Gedanken zur Zukunft des Be-
rufsbeamtentums, als dessen Hüter
er seine Organisation versteht. Der
Staatsanzeiger hat nachgehakt.

Staatsanzeiger: Seit bald drei Jahren

wirbt der Deutsche Beamtenbund ge-

zielt für den Nachwuchs im öffentli-

chen Dienst. Kann das die öffentliche

Hand nicht selber tun?

Klaus Dauderstädt: Wir wollen nicht
an die Stelle der Arbeitgeber tre-
ten, deren Aufgabe es ist, für Nach-
wuchs Sorge zu tragen. Wenn wir
dennoch die Kampagne „Die Un-
verzichtbaren“ lanciert haben,
dann um deutlich zu machen, wie
groß der Bedarf, wie groß auch die
Not in vielen Bereichen ist. Wir se-
hen ein großes Defizit in der Aner-
kennung für Berufe im öffentli-
chen Dienst, für die wir selber mit
großer Überzeugungskraft werben
können. Wir treten an die Schulen
heran, damit junge Leute sehen:
Der öffentliche Dienst hat für ihre
berufliche Zukunft viel zu bieten.

Ist die öffentliche Hand ein attraktiver

Arbeitgeber?

Die öffentliche Hand ist ein attrak-
tiver Arbeitgeber von ihren Aufga-
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„Land kann Eingangsbesoldung
schon 2016 oder 2017 erhöhen“

„Die öffentliche Hand ist ein attraktiver Arbeitgeber“, sagt Beamtenbund-Chef Dauderstädt und wirbt auch für die Polizei. FOTO: DPA

„Der Beamtensta-

tus ist in Europa

eher singulär ge-

worden.“

Klaus Dauderstädt, Vorsitzender

des Deutschen Beamtenbunds


